Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadie 3016 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 

über die Streitsachen vor dem Bundesverfassungsgericht 
betr. Aussetzungsbeschlüsse 


1. des Oberverwaltungsgerichts für die Länder Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein in Lüneburg vom 19. Januar 1955 

— Az. 1 BvL 36, 37, 38 und 39/55 — 

2. des Landesverwaltungsgerichts Hannover vom 30. April 1955 

— Az. 1 BvL 40, 41 und 43/55 — , 
vom 22. Juni 1955 — Az. 1 BvL 44/55 — und 
vom 31. August 1955 — Az. 1 BvL 46 und 47/55 

3. des Landesverwaltungsgerichts Köln vom 5. April 1955 

— Az. 1 BvL 45/55 — 

4. des Amtsgeridits Rottweil vom 16. Juli 1955 

— Az. 1 BvL 50/55 — 

5. des Oberlandesgerichts Hamm vom 22. Mai 1956 

— Az. 1 BvL 34/56 — 

wegen Vereinbarkeit der Vorschriften der §§ 1, 7 Abs. 1 und 2 
der Handwerksordnung vom 17. September 1953 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 1411) mit dem Grundgesetz. 


Berichterstatterint 
Abgeordnete Frau Dr. Kuchtner 

Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

In diesen Streitsachen wird sich der Bundestag gemäß § 82 Abs. 1 
i. V. m. § 77 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht gegenüber 
dem Bundesverfassungsgericht äußern. 

Die Abgeordnete Frau Dr. Kuchtner wird beauftragt, die nachste- 
hende Äußerung für den Deutschen Bundestag schriftlich abzugeben. 

Bonn, den 10. Dezember 1956 


Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Hoogen Frau Dr. Kuchtner 

Vorsitzender Berichterstatterin 


•ruck: Buchdruckerei Peter Meier, Bulsdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Kheirallee 16 

Telefon Sill 



Äußerung der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner für den 
Deutschen Bundestag 


Mit Drucksache Nr. 1428 der 1. Wahlperiode 
hatten die Fraktionen der CDU/CSU, FDP, 
DP den Entwurf eines Gesetzes über die Hand- 
werksordnung dem Deutschen Bundestag zur 
Beschlußfassung vorgelegt. Der Gesetzesantrag 
wurde in der Plenarsitzung vom 26. Okto- 
ber 1952 dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
überwiesen. In der Sitzung vom 26. März 1953 
hat der Deutsche Bundestag diesen Gesetzes- 
antrag in der vom wirtschaftspolitischen Aus- 
schuß beschlossenen Fassung mit geringfügigen 
Abänderungen angenommen. Der Bundesrat 
erteilte dem Entwurf am 27. April 1953 seine 
Zustimmung. Nach Verkündung am 17. Sep- 
tember 1953 im Bundesgesetzblatt I Seite 1411 
ist die Handwerksordnung am 18. September 
1953 in Kraft getreten. U. a. bestimmt das 
Gesetz in § 1, daß der selbständige Betrieb 
eines Handwerks als stehendes Gewerbe nur 
den in der Handwerksrolle eingetragenen 
natürlichen und juristischen Personen (selbstän- 
digen Handwerkern) gestattet ist. Ein Gewer- 
bebetrieb ist Handwerksbetrieb im Sinne dieses 
Gesetzes, wenn er handwerksmäßig betrieben 
wird und zu einem Gewerbe gehört, das in der 
Anlage A zum Gesetz aufgeführt ist. In dieser 
Anlage A sind, aufgeteilt in 7 Gruppen, unter 
93 Nummern alle Arten von Handwerken 
im Sinne des Gesetzes abschließend aufgeführt. 

In § 7 Abs. 1 des Gesetzes ist festgelegt, daß 
grundsätzlich in die Handwerksrolle nur ein- 
getragen werden kann, wer in dem von ihm zu 
betreibenden Handwerk die Meisterprüfung 
bestanden hat. Derjenige, der ein Handwerk 
ohne Eintragung in die Handwerksrolle be- 
treibt, begeht nach § 111 Abs. 1 Nr. 1 der 
Handwerksordnung eine Ordnungswidrigkeit, 
die nach Absatz 3 dieser Bestimmung mit einer 
Geldbuße geahndet werden kann. 

Diese Bestimmungen halten 

1. das Oberverwaltungsgericht Lüneburg für 
die Länder Niedersachsen und Schleswig, 

2. das Landesverwaltungsgericht Hannover, 

3. das Landesverwaltungsgericht Köln, 

4. das Amtsgericht Rottweil, 

5. das Oberlandesgericht Hamm 


nicht mit Artikel 12GG (Grundrecht der freien 
Berufswahl) und Artikel 19 Abs. 2 GG (Ver- 
bot der wesensmäßigen Einschränkung von 
Grundrechten) vereinbar. Sie haben daher in 
Beschlüssen vom 19. Januar 1955 (OVG Lüne- 
burg), 30. April, 22. Juni und 31. August 1955 
(LVG Hannover), vom 5. April 1955 (LVG 
Köln), vom 16. Juli 1955 (AG Rottwed) und 
vom 22. Mai 1956 (OLG Hamm) in anhängigen 
Streitsachen das Verfahren gemäß Artikel 100 
Abs. 1 GG ausgesetzt und die Akten dem Bun- 
desverfassungsgericht zur Prüfung der Verfas- 
sungsmäßigkeit der angezogenen Bestimmun- 
gen vorgelegt. 

Die vorlegenden Gerichte haben ihre Ausset- 
zungsbeschlüsse im wesentlichen wie folgt be- 
gründet: 

Sie beziehen sich dabei auf die gutachtliche 
Äußerung des Bundesgerichtshofs vom 28. April 
1952 VRG 3/52 zur Verfassungsmäßigkeit der 
württembergisch-hohenzollernschen Hand- 
werksordnung vom 5. November 1946 : 

Artikel 12 GG gewährleiste allen Deutschen 
das Recht der freien Berufswahl. Unter Beruf 
im Sinne des Artikels 12 GG sei auch das 
Handwerk zu verstehen. Artikel 12 GG bein- 
halte zwar keine schrankenlose Freiheit bei 
Aufnahme des Berufes. Das Grundrecht der 
freien Berufswahl besage vielmehr nur, daß 
jeder Beruf von jedem unter den Vorausset- 
zungen gewählt werden kann, wie sie die frag- 
liche Berufsart nach dem ihr wesenseigenen 
Berufsbild erfordere. Bestimmten Berufen sei 
es wegen der besonderen Gefahren, die ihre 
Ausübung mit sich bringe oder wegen der be- 
sonderen Kenntnisse, die ihre Ausführung ver- 
lange, wesenseigen, daß nur der sie wählen 
könne, der zu ihrer Ausübung die nötigen Vor- 
aussetzungen mit sich bringe. Diese Voraus- 
setzungen könnten nach dem Gesetzesvorbehalt 
des Artikels 12 Abs. 1 Satz 2 GG durch Gesetz 
geregelt werden. Die gesetzliche Einschränk- 
barkeit des Rechtes der Berufsfreiheit finde 
aber in Artikel 19 Abs. 2 GG ihre unverrück- 
bare und enge Grenze. Der Eingriff in ein 
Grundrecht dürfe nur bei zwingender Not- 
wendigkeit und in dem nach Lage der Sache 
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geringstmöglichen Umfang vorgenommen wer- 
den und müsse zugleich von dem Bestreben ge- 
leitet sein, dem Grundrecht grundsätzlich im 
weitestmöglichen Umfang Raum zu lassen. Bei 
Anwendung dieser Grundsätze könne der 
große Befähigungsnachweis, also die Ablegung 
der Meisterprüfung nach mehrjährigem Aus- 
bildungsgang, nur dort gefordert werden, 
wo es zur Abwendung von Gefahren, die sonst 
aus der Handwerksausübung drohen, dringend 
geboten sei. Es könne nicht anerkannt werden, 
daß die unsachgemäße Ausübung eines jeden 
Handwerks eine besondere Gefahr für die All- 
gemeinheit bilde. Soweit die Meisterprüfung 
unterschiedslos für die qualifizierten und die 
anderen Handwerker gefordert werde, sei die 
durch Artikel 19 Abs. 2 GG gezogene Grenze 
überschritten. Die im Grundgesetz gewährte 
Freiheit der Berufswahl müsse auch die Frei- 
heit zur Zulassung zum gewählten Beruf mit- 
umfassen. Die Zubilligung einer gleidien 
Chance, wie sie die Möglichkeit der Ablegung 
einer Prüfung biete, genüge nicht, um ein 
Grundrecht auszuschöpfen. Wenn die Bundes- 
handwerksordnung die einschlägigen Bestim- 
mungen zwar unter der Überschrift „Ausübung 
des Handwerks“ enthalte, so handle es sich doch 
keineswegs um eine nach Artikel 12 Abs. 1 
Satz 2 GG ausdrücklidi zugelassene gesetzlidie 
Regelung der Ausübung, sondern vielmehr um 
eine Regelung der Voraussetzung dafür, wer 
als Handwerker tätig sein darf. Der Gesetz- 
geber habe, wie sich aus dem Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftspolitik vom 20. März 
1953 — Drucksache Nr. 1248 — ergebe, gar 
nicht den Schutz der Allgemeinheit vor den 
aus der unsachgemäßen Ausübung eines Hand- 
werks sidi ergebenden Gefahren vor. Er ver- 
folge vielmehr ein wirtschafts- und standes- 
politisches Programm, nämlich den Schutz des 
Handwerks als Berufsstand. Der Gesetzgeber 
könne eine solche wirtsdiaftspolitische Ent- 
scheidung nur im Rahmen des Artikels 19 
Abs. 2 GG treffen. Das Grundrecht der freien 
Berufswahl dürfe nicht in seinem Wesensgehalt 
angetastet werden, wie dies durch die in der 
Handwerksordnung getroffene Regelung der 
Berufszulassung der Fall sei. Da die Geridite 
nicht befugt seien, die durch die Handwerks- 
ordnung für alle Handwerkszweige geschaffe- 
nen Bestimmungen auf die Handwerkszweige 
zu beschränken, deren unsadigemäße Ausübung 
Gefahren für die Allgemeinheit mit sich bringe, 


sondern hierfür eine neue Rechtsetzung not- 
wendig sei, müsse die Handwerksordnung im 
ganzen als mit dem Grundgesetz nicht verein- 
bar angesehen werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat in seiner 
Stellungnahme vom 23. Dezember 1955 seine 
Auffassung dahin dargelegt, daß Artikel 12 
Abs. 1 Satz 1 GGsich nicht nur mit der Berufs- 
ausübung befasse, sondern auch den freien Zu- 
gang zum Beruf gewährleiste. Andererseits sei 
die Berufsfreiheit nicht schrankenlos gegeben. Es 
sei unzutreffend, den Inhalt und die Bedeutung 
des Artikels 1 2 Abs. 1 GG zu ermitteln und die 
Grenzen einer gesetzlichen Zulassungsregelung 
allein aus dem wenig faßbaren Begriff des 
Wesensgehalts zu bestimmen. Eine Abgrenzung 
ei wesensnotwendig, Artikel 2 Abs. 1 GG 
komme die Bedeutung einer Generalklausel zu, 
die für jede mißbräuchliche Ausübung eines 
Grundrechts zum Schaden eines Staatsbürgers 
oder der staatlichen Gemeinschaft zur Anwen- 
dung kommen müsse. Bei Zugrundelegung die- 
ser Grundsätze sei der Gesetzgeber als befugt 
anzusehen, das Berufsrecht des Handwerks, so 
wie es in der Handwerksordnung geschehen sei, 
zu regeln. Nach Auffassung des Gesetzgebers 
liege die Erhaltung der Leistungsfähigkeit des 
Handwerks im öffentlichen Interesse. An die- 
sem Ziele gemessen könne die durch die Hand- 
werksordnung eingetretene Erschwerung des 
Zugangs zum handwerklichen Beruf nicht als 
eine unzumutbare Beschränkung der Berufsfrei- 
heit angesehen werden. Niemand werde andern 
Zugang gehindert, er habe lediglich die beson- 
deren fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 
nachzuweisen. Auch seien für besondere Fälle 
noch Ausnahmen vorgesehen. 

Der Bundestag hat in seiner 95. Sitzung 
(1. Lesung, vgl. Stenographische Berichte vom 
26. Oktober 1950) darauf abgestellt, daß er 
zwar grundsätzlich auch für die Ausübung des 
Handwerksberufs von der Anerkennung der 
Gewerbefreiheit und des Leistungswettbewer- 
bes ausgehe und daher Bedürfnisprüfungen 
und Kapitalnachweise ablehne, aber den Lei- 
stungswettbewerb auf der Ebene der Fachleute 
vollzogen haben möchte. 

Der wirtsdiaftspolitische Ausschuß hat in der 
1. und 2. Sitzung seiner Unterkommission 
„Handwerksordnung“ verfassungsmäßige Be- 
denken gegen die Einführung des allgemeinen 
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Befähigungsnachweises zurückgewiesen. Die 
Regelung der Berechtigung zum selbständigen 
Betrieb eines Handwerks durch Einführung des 
großen Befähigungsnachweises sei eine Rege- 
lung der Berufsausübung im Sinne des Arti- 
kels 12 Abs. 1 Satz 2 GG. An dieser Regelung 
bestehe zur Erhaltung eines hohen Leistungs- 
standes des Handwerks und mit Rücksicht auf 
die Bedeutung des Handwerks als Lehrwerk- 
stätte der deutschen Wirtschaft ein öffentliches 
Interesse. Durch eine solche Regelung werde 
das Grundrecht, Beruf, Arbeitsplatz und Aus- 
bildungsstätte gemäß Artikel 12 Abs. 1 Satz 1 
frei zu wählen, nicht angetastet. Das öffent- 
liche Interesse an der Einführung des Befähi- 
gungsnachweises zur Ausübung des selbstän- 
digen Handwerksberufes sei gegeben, weil der 
Leistungsstand und die Leistungsfähigkeit des 
Handwerks und die Ausbildung des Nach- 
wuchses für die gesamte gewerbliche Wirtschaft 
nur so gewährleistet werden könne. Der Aus- 
schuß hat deshalb in seiner 8. Sitzung vom 
16. November 1951 dem § 1 seine Zustimmung 
gegeben. Diese Auffassung ist in Ziffer I Nr. 3 
des schriftlichen Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik (zu Drucksache Nr. 4172) 
vom 20. März 1953 niedergelegt. 

In der 2. und 3. Beratung vom 26. März 1953 
(Stenographische Berichte der 258. Sitzung des 
1. Deutschen Bundestages S. 12531 ff.) hat der 
Berichterstatter nochmals ausdrücklich auf die 
Frage der Vereinbarkeit der Handwerksord- 
nung mit dem Grundgesetz hingewiesen. 

Auch der Bundesrat hat in seiner 105. Sitzung 
vom 24. April 1953 die Vereinbarkeit des 
großen Befähigungsnachweises mit Artikel 12 
GG bejaht. 

An dieser Auffassung ist festzuhalten. Die 
Rechtsprechung und Literatur zu Artikel 12 
GG ist noch weitgehend im Fluß. In zahl- 
reichen Gesetzen, z. B. im PersonenbefÖrde- 
rungsgesetz, im Gaststättengesetz, aber auch 
bei den Dekartellierungsbestimmungen u. a. 
kommt dieser Vorschrift Bedeutung zu. 

In einer Hinsicht dürfte Klarheit bestehen. Das 
Grundgesetz hat sich nicht ausdrücklich zu 
einem wirtschaftspolitischen System bekannt, 
auch nicht, wie Nipperdey in „Die soziale 
Marktwirtschaft in der Verfassung der Bun- 
desrepublik Deutschland, 1954“ annimmt, zu 
dem der sozialen Marktwirtschaft. Nicht nur 


die Literatur (vgl. Scheuner, „Grundrechts- 
interpretation und Wirtschaftsordnung“, ÖV 
1956 S. 65 ff. und „Handwerksordnung und 
Berufsfreiheit” in Deutsches Handwerksblatt 
1955 Hefte 21 bis 24 mit Literaturnach- 
weisen, Mangoldt, Deutsches Handwerksblatt 
Heft 4 vom 25. Februar 1952 und Maunz, 
Handwerksberuf und Grundgesetz, Gewerbe- 
archiv 1955/56 Heft 5), sondern das Bundes- 
verfassungsgericht selbst hat in seiner Ent- 
scheidung BVerfGE Bd 4 S. 18 diesen Stand- 
punkt ausdrücklich abgelehnt, da das Grund- 
gesetz Sätze enthält, die nicht der gleichen wirt- 
schaftspolitischen Anschauung entsprechen, son- 
dern teils dem Vorstellungsbereich der freien 
Marktwirtschaft, teils dem der gelenkten und 
auch einer sozialistischen Wirtschaftsauffas- 
sung zuzurechnen sind. 

Alle Problemstellungen, die sich damit befas- 
sen, daß der große Befähigungsnachweis das 
System der Marktwirtschaft empfindlich störe, 
weil die Meisterprüfung den freien Zufluß der 
Kräfte in der Wirtschaft verhindere, stehen 
damit außerhalb der Diskussion über die Ver- 
fassungsmäßigkeit der Handwerksordnung. 

Sie gewinnen allerdings dann wieder recht- 
lichen Gehalt, wenn sie nicht vom rein Wirt- 
schaftlichen her gesehen, sondern von der 
Grundrechtsauslegung her im Zusammenhang 
mit den Grundrechten der Handlungsfreiheit 
nach Artikel 2 GG und der Berufsfreiheit nach 
Artikel 12 betrachtet werden. Eingriffe in 
das Wirtschaftsleben sind, wie Darmstädter in 
„Freie Berufswahl im Handel“, BB 1956 
S. 665, ausführt, grundrechtsgebunden. Hier 
bedarf es zunächst keiner besonderen Darle- 
gung, daß es keine unerhebliche Einschränkung 
der Freiheit der Berufsaufnahme bedeutet, 
wenn der selbständige Betrieb eines Hand- 
werks nur Meistern gestattet sein soll. Wie der 
BGH in seinem oben erwähnten Gutachten 
vom 28. April 1952, VRG 3/52, zutreffend 
ausführt, ist zunächst einmal davon auszu- 
gehen, daß unter Beruf im Sinne des Artikels 12 
GG auch das handwerkliche Gewerbe zu verste- 
hen ist und zwar auch dann, wenn es sich um den 
selbständigen Betrieb eines Handwerks als ste- 
hendes Gewerbe handelt. Es muß dem BGH un- 
bedingt in der Auffassung bei gepflichtet werden, 
daß der Beruf des selbständigen, ortsgebun- 
denen Handwerkers nicht eine besondere Be- 
triebsart eines Berufes ist, sondern, wie der 
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BGH sich ausdrückt, den Gehalt eines eigen- 
ständigen Berufsbildes hat. Ob für besondere 
Berufsausbildungsarten daher Artikel 12 GG 
Anwendung finden kann oder nicht, wie dies 
verschiedentlich in der Literatur und Recht- 
sprechung angenommen worden ist (vgl. Darm- 
städter a.a.O.), kann daher unerörtert bleiben. 
Artikel 12 GG ist maßgebend, soweit für die 
Aufnahme des selbständigen Handwerksberufs 
gesetzliche Voraussetzungen geschaffen wer- 
den. § 1 mit § 7 der Handwerksordnung er- 
fordern hierfür das Bestehen der Meisterprü- 
fung. Diese stellt nach §§41 mit 46 der Hand- 
werksordnung einen Befähigungsnachweis dar 
und erscheint, wie Maunz a.a.O. ausführt, 
ihrem Inhalt nach als eine subjektive, vom Be- 
werber durch eigene Tüchtigkeit erfüllbare 
Voraussetzung der Zulassung zum Handwerks- 
beruf und damit als eine zwingende rechtliche 
Voraussetzung der Berufsaufnahme oder des 
Berufsbeginns. Artikel 12 GG garantiert zwar 
seinem Wortlaut nach nur die Freiheit der Be- 
rufswahl und nicht auch die der Berufsauf- 
nahme. In Literatur und Rechtsprechung war 
daher lange Zeit umstritten, ob die Freiheit 
der Berufswahl auch die Freiheit der Berufs- 
aufnahme mitumfasse und ob die Regelung der 
Berufsaufnahme unter den Begriff der Berufs- 
ausübung nach Artikel 12 Abs. 1 Satz 2 ein- 
zureihen sei und daher unter dem Vorbehalt 
der gesetzlichen Regelung stehe. Der BGH hat 
sich, mit Scheuner, Mangoldt und Darmstädter 
a.a.O., mit überzeugenden Ausführungen zu der 
letzteren Ansicht bekannt, indem er u. a. dar- 
legt, daß es widersinnig wäre, die Berufsauf- 
nahme zunächst jedem zu gestatten, die Berufs- 
ausübung aber dann, weil die Berufsfähigkeit 
nicht gegeben wäre, zu untersagen. 

Es bleibt dann nur die Frage, welche Grenzen 
die gesetzliche Einschränkbarkeit des Rechts 
der Berufsfreiheit findet. Scheuner a.a.O. weist 
in diesem Zusammenhang zutreffend darauf 
hin, daß Artikel 12 GG nicht nur gewerbe- 
rechtlichen Charakter habe und nicht nur den 
Kreis der selbständigen Berufstätigen umfasse. 
Artikel 12 ist wie Becker, „Zulassungsbeschrän- 
kungen im Kreditgewerbe”, im ÖV 1956 S. 422 
ausführt, vielmehr das zentrale Grundrecht für 
jede wirtschaftliche Betätigung und verträgt 
deshalb keine restriktive Auslegung im Sinne 
einer antithetischen Gegenüberstellung von Be- 
ruf und Gewerbe als zwei sich gegenseitig aus- 
schließender Begriffe. Schon daraus ergibt sich 


die Notwendigkeit umfangreicher Beschrän- 
kungen der Berufswahl. Genau so wie der Zu- 
gang zu öffentlichen Bildungsanstalten von der 
Begabung abhängig gemacht werden könne 
und müsse, ebenso müsse man sonstige aus dem 
Ausbildungszweck gegebene Beschränkungen 
anerkennen. Der Zugang zum Beruf rechnet 
demnach zur Berufsausübung und ist den in 
Artikel 12 Abs. 1 Satz 2 vorgesehenen Be- 
schränkungen unterstellt. 

Dem BGH ist auch insoweit zu folgen, als er 
in Artikel 12 GG nicht nur, wie z. B. Land- 
mann-Rohmer I. Bd., 10. A. S. 22 Kommentar 
zur Gewerbeordnung und Schwindt Einl. 6 
S. 38 Kommentar zur Handwerksordnung, 
einen Unterfal! des in Artikel 2 GG gewähr- 
leisteten allgemeinen Grundrechts auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit sieht. Zu den 
vom BGH angeführten Gründen, daß Artikel 2 
GG eines der unbestimmtesten Freiheitsrechte 
des ganzen Grundrechtsteiles sei und daher 
nicht Ausgangspunkt aller übrigen personen- 
bezogenen Grundrechte sein könne, weist 
Scheuner a.a.O. mit Recht darauf hin, daß 
Artikel 12 GG nicht nur das Gewerbe son- 
dern auch die Tätigkeit des Unselbständigen, 
also die gesamte Arbeits- und Berufstätigkeit 
einer freiheitlichen Ordnung unterstellen will. 
Er muß deshalb aber auch die im Gemein- 
schaftsleben unentbehrlichen Begrenzungen der 
freien individuellen Entscheidung und Betäti- 
gung enthalten. Die Literatur schließt sich die- 
ser Auffassung in zunehmendem Maße an (vgl. 
Wolf in DVB1. 1956 S. 435 „Ist §9 Abs. 2 
PBefG neue Fassung mit dem Grundgesetz ver- 
einbar?“ , Gerber, „Die Sozialstaatsklausel des 
Grundgesetzes“, Archiv des öffentlichen Rechts 
1 956 S. 1 , der die Sozialstaatsklausel in Artike 120 
GG für eine Wertungsnorm hält, die selbst 
grundrechtsbestimmend wirkt.) Die entschei- 
dende Auswirkung dieser Auffassung, daß Ar- 
tikel 12 GG sozusagen lex specialis gegenüber 
der lex generalis des Artikels 2 GG ist, ist dar- 
in zu sehen, daß sich die Einschränkungsmög- 
lichkeiten allein nach den in Artikel 4 f. GG 
ausdrücklich gesetzten Ermächtigungen richten, 
nicht aber nach dem Rahmen des Artikels 2 
Abs. 1 GG. Nur soweit Spezialermächtigungen 
nicht vorhanden sind, kann Artikel 2 GG zum 
Zuge kommen (vgl. Mangoldt a.a.O.). 

Die damit gegebene Gesetzgebungsbefugnis ist 
aber nicht schrankenlos. Scheuner a.a.O. findet 
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die Schranken innerhalb der vergleichsweisen 
Heranziehung der in Artikel 2 Abs. 1 GG nie- 
dergelegten Grundsätze. Unter „den Rechten 
anderer“ ist nach seiner Auffassung auch der 
Schutz der Allgemeinheit zu verstehen. Jeden- 
falls setzt jedoch Artikel 19 Abs. 2 GG, wo- 
nach kein Eingriff ein Grundrecht in seinem 
Wesensgehalt antasten darf, dem Gesetz- 
gebungsrecht Grenzen. Unter Bezugnahme 
hierauf hat das Bundesverwaltungsgericht in 
ständiger Rechtsprediung (vgl. NJW 1954 
S. 524, NJW 1954 S. 1013) die Bedürfnisprü- 
fung für .die Zulassung zu einem Beruf als ver- 
fassungswidrig abgelehnt, weil es sich hier um 
einen Tatbestand handelt, auf den der Bewer- 
ber keinen Einfluß nehmen kann. Der BGH 
geht in seiner Auffassung weiter und sagt, daß 
ein Eingriff in ein Grundrecht nur bei zwin- 
gender Notwendigkeit und in dem nach Lage 
der Sache geringstmöglichen Umfang vorge- 
nommen werden dürfe und zugleich von dem 
Bestreben geleitet sein müsse, dem Grundrecht 
grundsätzlich und im weitestmöglichen Um- 
fang Raum zu lassen. Aus dieser Erwägung 
heraus kommt der BGH zu der Überzeugung, 
daß der große Befähigungsnachweis nur soweit 
gefordert werden dürfe, als es zur Abwendung 
sonst aus der Handwerksausübung drohender 
Gefahren dringend geboten erscheint. Dies 
trifft zwar für einzelne Handwerkszweige, wie 
das Baugewerbe, nicht aber für das allgemeine 
Handwerk zu. Der BGH findet sich damit im 
wesentlichen in Übereinstimmung mit dem 
OVG Münster, das in seiner Entscheidung 
NJW 1954 S. 1622 u. a. ausführt, daß auch das 
Grundrecht der freien Berufswahl nicht in An- 
spruch genommen werden dürfe, wenn dadurch 
der Bestand eines für die Gemeinschaft not- 
wendigen Rechts gefährdet würde. Es ist, wie 
schon oben ausgeführt, das Verdienst Scheu- 
ners, in seinem Aufsatz a.a.O. darauf hinge- 
wiesen zu haben, daß es den Charakter des 


Artikels 1 2 GG verkennen hieße, ihn nur als Ge- 
werberechtsvorschrift aufzufassen. Schon Man- 
goldt a.a.O. hat ausgeführt, daß der Gesetz- 
geber im Rahmen des Artikels 12 GG nicht 
lediglich auf sicherheitspolizeiliche Vorschriften 
beschränkt sei. Wenn, wie das Bundesverwal- 
tungsgericht in Band I S. 48 seiner Entscheidun- 
gen ausführt, der Gesetzgeber im Rahmen des 
Artikels 12 GG das Recht und die Pflicht hat, 
den Bestand der für die Gemeinschaft notwen- 
digen Rechtsgüter zu sichern, so kann die Ab- 
stellung auf polizeiliche Gefahrenabwehr nicht 
ausreichend sein. Der Gesetzgeber kann und 
darf auch dann Erwägungen im Interesse der 
Struktur des Handwerks und der Nachwuchs- 
förderung der Gesamtwirtschaft für erforder- 
lich halten und, wie dies der Deutsche Bundes- 
tag getan hat, zum Gesetz erheben. 

Auch Becker, Wolf und Gerber a.a.O. so- 
wie Huber „Der Streit um das Wirtschaftsver- 
fassungsrecht“, ÖV 1956 S. 135 und Ipsen, 
„Verfassungsfragen zur Handwerksordnung” 
(Verlag des deutschen Handwerkskammertages) 
halten das Erfordernis persönlicher und fach- 
licher Eignung für verfassungsmäßig im Rah- 
men des Artikels 12 GG. Die Grenze der Ge- 
setzgebungsbefugnis kann nur dann überschrit- 
ten sein, wenn die Berufsaufnahme von Vor- 
aussetzungen abhängig gemacht wird, die der 
Berufswillige aus sich selbst heraus nicht er- 
füllen kann oder soweit diese nicht bei gleichen 
Fähigkeiten von allen erfüllt Verden können. 
Daß die Anforderungen an die Vorbildung 
durch die Vorschriften der Handwerksordnung 
an sich übersteigert seien, ist nicht behauptet. 
Es muß deshalb die Auffassung vertreten wer- 
den, daß die in §§ 1 und 7 der Handwerksord- 
nung aufgestellten Voraussetzungen für den 
Zugang zum Handwerksberuf den Vorschrif- 
ten des Grundgesetzes entsprechen. 
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